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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
Telefonüberwachung

I. Die polizeiliche Überwachung von Telefongesprächen in Deutschland ist immer weiter ausgedehnt worden. Neue Untersuchungen belegen, dass die dabei vorgesehene richterliche Kontrolle in der Praxis versagt. Eine Neuordnung der gesetzlichen Regelungen ist dringend erforderlich.

Daher wird die FDP-Bundestagsfraktion aufgefordert, einen Gesetzentwurf einzubringen, in dem folgende Grundsätze verankert sind.

1. Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung und die Dauer einer Telefonkontrolle müssen eingeschränkt und konkretisiert werden. Insbesondere müssen die Tatbestände eingeschränkt und sichergestellt werden, dass die Anordnungen die konkreten Umstände des Einzelfalles darstellen, aus denen ein Tatverdacht hergeleitet wird.

2. Der für die Anordnung zuständige Richter muss auch die Verantwortung für das weitere Verfahren tragen und das Ergebnis seiner Anordnung kontrollieren können: Die Staatsanwaltschaft soll ihm fortlaufend berichten, eine Verlängerung soll nur bei dringendem Tatverdacht möglich sein und der Richter muss die Maßnahme jederzeit abbrechen können.

3. Es muss sichergestellt werden, dass der von einer Telefonkontrolle Betroffene von der Überwachung nach deren Abschluss informiert wird und die Rechtmäßigkeit der Maßnahme rechtzeitig nachprüfen lassen kann.

4. Der Deutsche Bundestag muss jährlich von der Bundesregierung über die Einhaltung der Verfassungsmäßigkeit der bundesgesetzlich geregelten Telefonkontrollen unterrichtet werden.

II. Die FDP-Bundestagsfraktion wird ferner gebeten, die Bundesregierung aufzufordern, dem Bundestag unverzüglich den mehrfach angekündigten Bericht über die verfassungsrechtliche und kriminologische Evaluierung des sog. Großen Lauschangriffs vorzulegen oder mitzuteilen, welche Bundesländer den ihnen vom Bundesjustizminister bereits Mitte des Jahres 2001 zugeleiteten Fragenkatalog bisher nicht oder nicht vollständig beantwortet haben.

